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Traktanden: 
 
1.  Protokoll der Gemeindeversammlung vom 29. November 2019  

2.  Rechnungsablage 2018  
 - Erfolgsrechnung, Investitionsrechnung und Bilanz  
 - Bericht der GPK und der externen Revisionsstelle  

3. Teilrevision Polizeigesetz 

4. Orientierung betreffend Baugesuch der Swisscom für eine Mobilfunkantenne im Kirchturm  

5. Varia  
 
Es sind 100 Stimmberechtigte anwesend. Im Verlauf der Versammlung verlassen 10 Stimmberechtigte den 
Saal. Bei der Abstimmung zum Antrag Giovanoli unter Traktandum 5 sind somit noch 90 Stimmberechtigte 
anwesend. 
 
Stimmenzähler:  Beat Götz, Hugo Beer, Franco Tschalèr, Geli Camenisch 
 
 
1. Protokoll der Gemeindeversammlung vom 29. November 2019 
 
Gegen das Protokoll vom 29. November 2018 ist fristgerecht Einsprache erhoben mit dem Begehren, im 
Protokoll was folgt festzuhalten: 
 
Änderungsantrag 1 
Die Investition 2019 «Bahnübergang Quadra» beinhaltet, die Gemeinde/Politik habe bei der RhB beantragt, 
den Bahnübergang (km 28.318) aufzuheben und ca. 80 m nach Süden zu verschieben. Das Vorhaben be-
gründete der Gemeindepräsident an der GV damit, somit müsse nur noch Duri Tschalèr, der Grundeigentü-
mer der Parzelle 889, über die Strasse von Parzelle Nr. 1862 fahren. 
 
Änderungsantrag 2 
Mit der Investition 2019 «Quartierplan Quadra Nord» solle nach der Aufhebung der Strasse (Kantonsstrasse 
km 12.94) bis zum Bahnübergang Quadra (km 28.318), die Erschliessung aller eingezonten Grundstücke, 
welche von der Aufhebung betroffen sind, sowie die Zugänglichkeit des Bahnüberganges sichergestellt wer-
den. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes zum Änderungsantrag 1 
Der Gemeindevorstand beantragt der Gemeindeversammlung, das Protokoll der Gemeindeversammlung 
vom 29. November 2018 wie folgt zu ergänzen (fett hervorgehoben): 
ad Ziff. 3 Abs. 4: 
(…) wer beim Kanton zuständig ist, kann Reto Loepfe nicht beantworten. Das Vorhaben begründet der 
Gemeindepräsident damit, dass somit nur noch Duri Tschalèr als Grundeigentümer von Parzelle 889 
über die Strasse von Parzelle 1862 fahren müsse. (…) 
 
Abstimmung zum Änderungsantrag 1 
Dem Antrag des Gemeindevorstandes wird mit 98 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes zum Änderungsantrag 2 
Hinsichtlich der budgetierten Investition «Quartierplan Quadra Nord» hat an der Gemeindeversammlung 
vom 29. November 2018 keine Diskussion stattgefunden. Entsprechend ist das Protokoll, welches definiti-
onsgemäss das an der Versammlung Besprochene dokumentieren soll, diesbezüglich nicht abzuändern. 
Ausserdem besteht für die beantragte Änderung auch insbesondere keine Notwendigkeit, als sich der vom 
Einsprecher zitierte Passus wortwörtlich aus der Botschaft ergibt. Demzufolge beantragt der Gemeindevor-
stand, dieses Ergänzungsbegehren nicht zu berücksichtigen. 
 
Abstimmung zum Änderungsantrag 1 
Dem Antrag des Gemeindevorstandes wird mit 87 zu 1 Stimmen bei 12 Enthaltungen zugestimmt. 
 

Der Gemeindepräsident weist darauf hin, dass aufgrund des neuen Gemeindegesetzes gegen das Proto-
koll einer Gemeindeversammlung innert 30 Tagen Einsprache beim Gemeindevorstand erhoben werden 
kann. Solche Einsprachen werden an der nächsten Gemeindeversammlung behandelt und das Protokoll 



abschliessend genehmigt. Wenn keine Einsprachen eingehen, gilt das Protokoll als genehmigt. Somit wird 
künftig auf das Verlesen des Kurzprotokolls verzichtet, wenn keine Einsprachen eingehen. 
 
 
2.  Rechnungsablage 2018  

 - Erfolgsrechnung, Investitionsrechnung und Bilanz  
 - Bericht der GPK und der externen Revisionsstelle  
 
Die Erfolgsrechnung schloss mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 597'113.47. Dank dem guten Ergebnis 
sind zusätzliche Abschreibungen von Fr. 480’000.-- getätigt worden. Somit verbleibt ein Ertragsüberschuss 
von Fr. 114'712.37 (budgetierter Überschuss für 2018: Fr. 118’750.--). 
 
Wesentlich zum guten Ergebnis beigetragen haben Mehrerträge bei den Einkommens- und Vermögenssteu-
ern sowie bei den Spezialsteuern. Weiter konnten in vielen Bereichen die Aufwendungen unter Budget ge-
halten werden. Dank der Finanzierungsüberschüsse der letzten Jahre wechselte die Nettoschuld in ein Net-
tovermögen von Fr. 207.-- pro Kopf. Diese Entwicklung ist auch im abgelaufenen Geschäftsjahr einerseits 
darauf zurückzuführen, dass die geplanten Investitionen im Zusammenhang mit dem Nordanschluss ein 
weiteres Mal noch nicht realisiert werden konnten. Andererseits wurde aufgrund des anstehenden hohen 
Investitionsbedarfs in den nächsten Jahren sowie der Ankündigung einer tendenziell steigenden Zinsent-
wicklung für Darlehen, ein im Januar 2019 auslaufendes Darlehen von Fr. 1.0 Mio. (1.05%) zu einem Zins-
satz von 0.69% verlängert. Die Investitionsrechnung schliesst bei Ausgaben von Fr. 1.986 Mio. und Einnah-
men von Fr. 0.833 Mio. mit einem Ausgabenüberschuss von Fr. 1.152 Mio. Das Eigenkapital beträgt neu Fr. 
3.839 Mio.  
 
Mit Blick auf die Spezialfinanzierungen weist der Präsident darauf hin, dass insbesondere im Bereich Kanali-
sation/Abwasser mittelfristig über eine Anhebung der Gebühren diskutiert werden muss. Der Zustand diver-
ser Kanalisationsleitungen ist schlecht. 
 
Abstimmung 
Die Erfolgsrechnung, die Investitionsrechnung und die Bilanz 2018 werden einstimmig genehmigt. 
Den Berichten der GPK und der externen Revisionsstelle wird mit 98 Stimmen bei zwei Enthaltungen zuge-
stimmt.  
 
 
3. Teilrevision Polizeigesetz 
 
Die Gemeindeversammlung hatte am 17. Mai 2017 einer Teilrevision des Polizeigesetzes zugestimmt. Die 
damalige Teilrevision schuf die kommunale Grundlage für die Videoüberwachung an der Sammelstelle Rati-
ras, welche sich aufgrund der Littering-Vorfälle (illegales Deponieren von Abfall) aufdrängte. Präventiv wurde 
auch die Videoüberwachung des Schulareals und des Sportplatzes Saulzas in die Teilrevision des Polizei-
gesetzes eingeschlossen. Die Videoüberwachung an der Sammelstelle Ratiras wurde anschliessend instal-
liert und in Betrieb gesetzt. 
 
Mit der Teilrevision des kantonalen Datenschutzgesetzes (KDSG) wurde mit Art. 3a und 3b eine gesetzliche 
Grundlage für die Überwachung des öffentlichen und öffentlich zugänglichen Raumes mittels Bildübermitt-
lungs- und Bildaufzeichnungsgeräten durch die öffentliche Hand geschaffen. In Anbetracht dieser neuen 
Regelung bedarf es keiner expliziten gesetzlichen Grundlage im kommunalen Recht mehr; ein Verweis auf 
das KDSG genügt. In Konkretisierung von Art. 3a und 3b KDSG ist im kommunalen Polizeigesetz lediglich 
zu regeln, wer für die Anordnung einer Allgemeinverfügung zuständig ist (der Gemeindevorstand) und in 
welcher Form eine solche zu veröffentlichen ist (im kommunalen Amtsblatt unter gleichzeitiger Auflage auf 
der Gemeinde).  
 
Eine weitere Anpassung drängt sich hinsichtlich des Ordnungsbussenverfahrens auf. Gemäss Art. 36k 
KPolG sind die Gemeinden befugt, die Tatbestände „Gefährdung durch Feuerwerk“, „unanständiges Be-
nehmen, Ruhestörung“, „Verunreinigung fremden Eigentums“ und „Betteln“ auf ihrem Territorium zu ahnden. 
Zur Klarstellung macht es Sinn, die Art. 37 und 39 des kommunalen Polizeigesetzes, um die entsprechen-
den Tatbestände zu ergänzen. Gleichzeitig ist die Liste mit den Übertretungen gemäss Art. 39 Abs. 3 anzu-
passen resp. sind die erwähnten Tatbestände dort zu streichen, da es sich nunmehr explizit um kantonale 
Straftatbestände handelt (welche wie gesehen durch die Gemeinden zu ahnden sind). 
 
Abstimmung 
Die Gemeindeversammlung stimmt der Teilrevision des Polizeigesetzes einstimmig zu. 
 



4. Orientierung betreffend Baugesuch der Swisscom für eine Mobilfunkantenne im Kirchturm 
 
Gäste:  
Swisscom: Susanne Buntefuss, Jakob Meier, Rolf Hefti 
Amt für Natur und Umwelt: René Müller 
Rechtsvertreter Gemeinde: Dr. Gieri Caviezel 
 
Swisscom 
Zunächst geben die Vertreter der Swisscom einen allgemeinen Überblick über die Thematik Datentransfer, 
Datenvolumen, Exposition der einzelnen Nutzungsmöglichkeiten und über die 5G-Technologie. In einem 
zweiten Teil erklären sie das konkrete Bauprojekt in Rhäzüns. Dabei erläutern sie insbesondere auch die 
aktuelle und die anzustrebende Versorgungslage. 
 
Rechtsanwalt Dr. Gieri Caviezel 
Gieri Caviezel beleuchtet den rechtlichen Hintergrund, die aktuelle Rechtslage sowie die entsprechende 
Bundesgerichtspraxis, welche den Gemeinden bei der Behandlung von entsprechenden Baugesuchen nur 
geringen Spielraum einräumt. In einem zweiten Teil erläutert er das raumplanerische Verfahren im Zusam-
menhang mit der Gebietsausscheidung für Mobilfunkantennen. 
 
Gemeindepräsident Reto Loepfe 
Am 5. April 2019 hat die Baubehörde das Baugesuch der Firma Swisscom für eine Mobilfunkantenne im 
Kirchturm publiziert. Diese Publikation führte zur Sammlung von Unterschriften gegen das Vorhaben. Die 
gesammelten Unterschriften wurden als Sammeleinsprache von 310 Unterzeichnenden am 23. April 2019 
und am 15. Mai 2019 bei der Gemeinde eingereicht. Der Gemeindepräsident kam in der Folge mit den ein-
reichenden Personen überein, dass die Unterschriftensammlung sowohl als Petition nach Artikel 15 der Ge-
meindeverfassung vom Gemeindevorstand behandelt wird, als auch als Einsprache nach Artikel 45 der kan-
tonalen Raumplanungsverordnung (KRVO) zu behandeln ist.   
Die Baubehörde hat aufgrund von Vorwürfen seitens der Petitionäre hinsichtlich Titelwahl und Publikations-
datum in Absprache mit der Swisscom entschieden, das Baugesuch nochmals neu aufzulegen und eine 
neue Einsprachefrist bis 16. Mai 2019 zu setzen. Der Gemeindevorstand hat nach Rücksprache mit Vertre-
tern der Petitionäre eine Liste von fünf konkreten Forderungen erhalten und diese in der Sitzung vom 29. 
April 2019 behandelt. Die Forderungen nach Gewährung von Akteneinsicht sowie einer Neuausschreibung 
wurden bereits erfüllt. Die Forderung um Erlass einer Planungszone lehnt der Vorstand infolge Aussichtslo-
sigkeit ab. Ebenso die Forderung, sich beim Vorstand der Kirchgemeinde dafür einzusetzen, dass die Kirch-
gemeinde vom Vertrag mit der Swisscom zurückzieht; der Gemeindevorstand muss sich als Baubehörde in 
der Sache neutral verhalten. Für die Forderung nach Einberufung eines Runden Tisches, an welchem Ver-
treter der Grundbesitzerin, des Gemeindevorstandes, der Einsprechenden, sowie alle Mobilfunkanbieter 
teilnehmen sollen, zeigt sich der Vorstand offen. Allerdings würde nur eine Vertretung der Petitionäre bzw. 
Einsprechenden von maximal 3 Personen Sinn machen. 
Ein einzelner Petitionär hat den Vorstand um Stellungnahme zu den Zielsetzungen im Kommunalen Räumli-
chen Leitbild ersucht, insbesondere wonach zum Thema „Netzwerkgesellschaften fördern“ der Nutzungskon-
flikt Mobilfunkanlagen geklärt werden soll. Der Gemeindevorstand stellt hierzu fest, dass das Leitbild durch 
die Gemeindeversammlung genehmigt wurde und der Vorstand an diesen Beschluss gebunden ist. Die Peti-
tion hat somit keine Wirkung auf diesen Beschluss. 
 
Diskussion 
Die im Rahmen der Diskussion gemachten Äusserungen werden nachstehend schwerpunktmässig und 
stichwortartig wiedergegeben: 
Die Standortwahl ist aus Gründen des Arbeitsschutzes fragwürdig. Der Standort ist aufgrund seiner Nähe zu 
Schule (höchste Strahlenbelastung) und Kindergarten aus ethischen Gründen abzulehnen. Entgegenhaltung 
der Swisscom-Vertreter: Die Einhaltung der Grenzwerte wird kontrolliert.  
Wurden alternativer Standorte, z.B. in Ratiras, geprüft? Wie hoch ist die Abgeltung der Swisscom an die 
Kirchgemeinde für die Zurverfügungstellung des Kirchturms? Antwort der Swisscom-Vertreter: Der Kirchturm 
ist aufgrund seiner zentralen Lagen funktechnisch und von der Gebietsabdeckung der ideale Standort. Die 
Gesamtstrahlenbelastung nimmt bei einem zentralen Standort ab. Jeder bestimmt seinen Mobilfunkkonsum 
selber.  
Die neueste Handygeneration lässt gar nicht mehr zu, dass die Geräte offline sind. Auf dem Tarmuz besteht 
ein durch die Bürgergemeinde vor mehreren Jahren bewilligter Standort für eine Antenne. Die Einräumung 
der Dienstbarkeit durch die Kirchgemeinde ist nicht nachvollziehbar. In Zukunft wird der Mobilfunkkonsum 
auch in der Schule stark zunehmen. Der Gemeindevorstand bzw. die einzelnen Mitglieder waren im Vorfeld 
des Baugesuches nicht informiert. Die Swisscom wird den Gemeindevorstand künftig früher einbeziehen.  
 
 



Antrag Silja Giovanoli (wortgetreue Wiedergabe): 
Wir stellen den Antrag, dass vor Erteilung der Baubewilligung für die Mobilfunkantenne auf dem Kirchturm 
Rhäzüns ein Kommunikations-Konzept für die Gemeinde Rhäzüns erstellt werden muss. Dieses Konzept 
soll, wie aufgrund des Leitbilds vorgesehen, alle aktuellen Technologien berücksichtigen. Zudem sollen für 
die Erstellung des Konzeptes alle Anbieter und alle Interessengruppen einbezogen werden. Weiter soll der 
Bedarf von neuen Mobilfunkantennen darin unabhängig ermittelt werden und verschiedene Varianten enthal-
ten. 
 
Der Gemeindepräsident weist darauf hin, dass das Baubewilligungsverfahren kein demokratisches, sondern 
ein rechtlich-staatliches Verfahren ist. Die Verknüpfung des Baubewilligungsverfahrens mit der Forderung in 
der Motion ist daher rechtlich nicht zulässig.  
 
Gestützt darauf erklärt sich die Antragstellerin damit einverstanden, den Auftrag wie folgt anzupassen: 
Wir stellen den Antrag, dass vor Erteilung der Baubewilligung für die Mobilfunkantenne auf dem Kirchturm 
Rhäzüns ein Kommunikations-Konzept für die Gemeinde Rhäzüns erstellt werden muss. (…) 
 
Antrag Gemeindevorstand 
Der Gemeindevorstand lehnt die Erheblicherklärung des Antrages ab. Er erachtet die darin gestellten Forde-
rungen als verfrüht. Zuerst gelte es das Resultat des Runden Tisches abzuwarten. So sei es zurzeit absolut 
nicht offensichtlich, dass andere Mobilfunkanbieter als die Swisscom überhaupt Interesse am Standort 
Rhäzüns hätten. Es stünde der Antragstellerin frei, nach dem Runden Tisch in der nächsten Gemeindever-
sammlung den Antrag erneut zu stellen. Würde der Antrag als Motion für erheblich erklärt, müsste der Vor-
stand innerhalb von 12 Monaten zuhanden der Gemeindeversammlung lediglich Bericht und Antrag stellen, 
wie die Motion zu behandeln wäre. Damit wäre noch nichts entschieden. Insbesondere würde das geforderte 
Kommunikationskonzept nicht vorliegen. Damit würde ein wesentliches Ziel der Antragstellerin verpasst, 
Einfluss auf das laufende Baubewilligungsverfahren zu nehmen. 
 
Abstimmung 
Der Antrag Giovanoli auf Erheblicherklärung wird durch die Gemeindeversammlung mit 67 zu 15 bei 8 Ent-
haltungen abgelehnt. 
 
 
5. Varia 
 
Keine Wortmeldungen 
 
 

 
Präsident Reto Loepfe Kanzlist Adriano Jenal 



Protokoll der Gemeindeversammlung vom 28. November 2019 
 
Traktanden: 
 
1. Kauf des Stockwerkeigentums «Denner»  

2. Kenntnisnahme des Finanzplans 2020 – 2025 
3. Genehmigung Budget 2020 und Festsetzung des Steuerfusses 2020 
4. Teilrevision Steuergesetz 
5. Orientierungen 
6. Varia 
 
Es sind 83 Stimmberechtigte anwesend. 
 
Stimmenzähler: Rino Caminada, Manuel Kamber 
 
 
1. Kauf des Stockwerkeigentums „Denner“  
 
Die heutige Eigentümerin des Stockwerkeigentums, die Sentupada Immobilien Rhäzüns, ist über eine „Er-
klärung über die Begründung von Stockwerkeigentum“ mit der Gemeinde seit 2012 in einer gemeinsamen 
Stockwerkeigentümerschaft vertraglich verbunden. Gemäss Artikel 7.3 des Vertrags hat die Gemeinde ein 
Vorkaufsrecht auf das Stockwerkeigentum der Sentupada Immobilien Rhäzüns. Der Zeitwert der zu erwer-
benden Stockwerkanteile beträgt gemäss amtlicher Schätzung 1.33 Mio. Fr. und der Verkehrswert 1.183 
Mio. Fr. Im Auftrag der Gemeinde erstellten Jürg Frei und Corina Höck, Schätzungsexperten SEK/SVIT, 
Domat/Ems, eine Immobilienbewertung. Sie empfahlen für das Kaufobjekt einen Verkehrs-
wert/Fortführungswert von Fr 1.150 Mio. Der Kaufpreis darf unter diesen Umständen nicht höher als der 
Zeitwert sein und müsste daher in der Bandbreite 1.15 bis 1.33 Mio. Franken liegen. Nach langwierigen und 
zähen Verhandlungen einigten sich die Sentupada Immobilien und der Gemeindevorstand auf einen Kauf-
preis von Fr. 1.28 Mio. 
Die Investition macht aus finanziellen Überlegungen Sinn. Die Gemeinde kann den Kaufpreis zu tieferen 
Zinssätzen refinanzieren, als die Mieteinnahmen betragen. Danach beträgt die Miete mindestens Fr. 57‘000 
pro Jahr zuzüglich 2.5% des jährlichen Umsatzes. Aktuell liegen die Mietzinseinnahmen bei ca. Fr. 75‘000. 
Basierend auf dem Minimummietzins beträgt die Rendite 4.8% bezogen auf den Verkehrswert von 1.183 
Mio. Franken.  
 
Der Kauf der Liegenschaft birgt für die Gemeinde aber auch Risiken. So wird die Gemeinde im Falle eines 
Umsatz- oder Margenproblems der Konsumgenossenschaft Domleschg-Rhäzüns Hand zu einer Senkung 
der Mieteinnahmen bieten müssen. Im Falle einer Auflösung der Genossenschaft müsste die Gemeinde 
einen neuen Ladenbetreiber suchen (z.B. Grossverteiler), oder die Liegenschaft einer anderen Nutzung zu-
führen. Dies kann einen erheblichen Aufwand und Kosten sowie einen Wertverlust der Liegenschaft nach 
sich ziehen. 
 
Würde die Gemeindeversammlung einem Kauf der Liegenschaft «Denner» nicht zustimmen, entfällt das 
Vorkaufsrecht der Gemeinde. Der Gemeindevorstand könnte fortan keine Sicherheiten für den Bestand des 
Dorfladens, der Postagentur sowie des Raiffeisen Geldautomaten in der heutigen Form abgeben. 
 
Abstimmung 
Die Gemeindeversammlung stimmt dem Kauf der Stockwerkeinheit „Denner“ zum Preis von Fr. 1‘280‘000.00 
mit 82 zu 1 Stimmen zu. 
 
 
2. Kenntnisnahme des Finanzplans 2020 - 2025  
 
Der Finanzplan ist ein Führungs- und Strategieinstrument des Gemeindevorstandes. Er ist rechtlich nicht 
bindend und muss der der Gemeindeversammlung nicht zur Genehmigung sondern zur lediglich zur Kennt-
nisnahme unterbreitet werden. 
 
Der Finanzplan 2020 bis 2025 beruht auf der Annahme einer konstanten Steuerkraft, einer stetigen Zunah-
me von 26 Einwohnern pro Jahr und einer proportionalen Zunahme der Schülerzahlen. Beim Finanzaus-
gleich wird von einem konstanten Ressourcenausgleich und einem konstanten Gebirgs- und Schullasten-
ausgleich ausgegangen. Diese Ausgleichsbeiträge basieren auf Fundamentalgrössen, die sich nur sehr 
langsam verändern. Es wird von einem langsam ansteigenden Zinsumfeld ausgegangen, welches am Ende 
der Periode bei 1.5% für Darlehen liegen würde. Der Finanzplan geht von einem konstanten Steuerfuss von 



110% aus. Unter den angenommenen Rahmenbedingungen sind die zu erwartenden Rechnungsabschlüsse 
bis 2025 nachhaltig und steigend negativ.  
Diese Voraussage unterliegt jedoch mehreren Unwägbarkeiten. Das grösste Risiko liegt bei der Weiterent-
wicklung des kantonalen Finanzausgleichs aufgrund der Unternehmenssteuerreform und der mittelfristigen 
Entwicklung der Wasserzinsen. Sind die Nettozahler in den Finanzausgleich zu stark betroffen, so wird 
Rhäzüns weniger Geld aus dem Finanzausgleich zur Verfügung stehen. Die grösste Chance für Rhäzüns 
liegt in der stetigen Erhöhung der Steuerkraft pro Einwohner durch Zuzug von steuerkräftigen Personen 
dank den neugebauten Wohnungen.  
 
Die Gesamtsumme aller beantragten Investitionen im Budgetjahr 2020 beträgt Fr. 3.865 Mio. Die Finanzpla-
nung zeigt, dass die Gemeinde zu wenig finanzkräftig ist, um die jetzt anstehenden Investitionen aus der 
Erfolgsrechnung selbst zu finanzieren. Somit müssen diese hauptsächlich fremdfinanziert werden. Aufgrund 
des derzeit sehr vorteilhaften Zinsumfelds bei erst mittelfristig steigenden Zinserwartungen ist es nicht sinn-
voll, die für das Jahr 2020 beantragten Investitionen auf mehrere Jahre zu verteilen.  
 
 
3. Budget 2020 und Festsetzung des Steuerfusses 2020 
 
Budget 2020 
Das Budget 2020 schliesst mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 38’800.00 ab. Wesentlich zum negativen 
Ergebnis trägt der vorausgesehene Wegfall des Härtefallausgleichs im Finanzausgleich bei. Zudem setzen 
im Budgetjahr die Abschreibungen auf Investitionen in die Schulanlagen, den Waldweg, das Sportplatzge-
bäude Saulzas und die Waldhütte Tarmuz ein. Bei den Personalkosten schlagen insbesondere die Pensen-
ausweitungen bei der schulischen Heilpädagogik und beim Schulsekretariat zu Buche. Der durch die heutige 
Versammlung beschlossene Kauf des Stockwerkeigentums «Denner» von der Sentupada Immobilien führt 
zu einer Wertberichtigung von Fr. 96'400.00 in den nächsten zwei Jahren, d.h. im Budgetjahr Fr. 48'200.00. 
Auf der anderen Seite ist hier aber mit Mietzinseinnahmen vom Denner in der Höhe von Fr. 75'000.00 pro 
Jahr zu rechnen. Bei den Einkommenssteuern rechnen wir einerseits mit einer generellen Erhöhung von 2% 
(Empfehlung kantonale Steuerverwaltung). Weiter wird hier auch das Bevölkerungswachstum von 2017 – 
2019 berücksichtigt.  
 
Steuerfuss 2020 
Der budgetierte Aufwandüberschuss beinhaltet ausserordentlichen Aufwand im Umfang von Fr. 103'200.00. 
Ohne diesen ausserordentlichen Aufwand wäre mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 64'400 zu rechnen.  
Das Budget beruht auf einem Gemeindesteuerfuss von 110%.  
Der aktuelle Steuerfuss wurde im Dezember 2016 von 120% auf 110% der einfachen Kantonssteuer ge-
senkt. Die Finanzplanung zeigt, dass unter heute voraussehbaren Verhältnissen und unter vorsichtigen An-
nahmen keine positiven Rechnungsergebnisse mehr erzielt werden können. Der Gemeindevorstand arbeitet 
an Szenarien, wie die Erhöhung des Steuerfusses vermieden werden kann.  
 
Abstimmungen   
Das Budget 2020 wird mit 83 zu 0 Stimmen genehmigt. Der Steuerfuss 2020 wird mit 83 zu 0 Stimmen auf 
110% festgelegt. 
 
 
4. Teilrevision Steuergesetz  
 
Der Grosse Rat hat in der Februarsession 2019 die Teilrevision des kantonalen Steuergesetzes und des 
Gesetzes über die Gemeinde- und Kirchensteuern betreffend Erbschafts- und Schenkungssteuer verab-
schiedet. Sie tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Der Gemeindevorstand beabsichtigt mit der heute zum Be-
schluss unterbreiteten Teilrevision ausschliesslich, das kommunale Steuerrecht mit dem kantonalen Steuer-
recht im Einklang zu halten. Die bestehenden Steuersätze für die Erbschafts- und Schenkungssteuer des 
kommunalen Steuergesetzes sollen nicht verändert werden. Sie befinden sich innerhalb der neuen Maximal-
steuersätze gemäss Art. 21 Abs. 5 des kantonalen Gesetzes über die Gemeinde- und Kirchensteuern. Der 
Steuersatz für den elterlichen Stamm beträgt heute 5% und entspricht damit dem neuen kantonal vorgege-
benen Maximalsteuersatz. Der bestehende Steuersatz für die übrigen Begünstigten liegt bei 20% und unter-
schreitet damit den kantonal vorgegebenen Maximalsteuersatz um 5%.  
 
Die Teilrevision des kommunalen Steuergesetzes hat keine finanziellen Auswirkungen. Die Gemeinde hat in 
den letzten zehn Jahren im Durchschnitt knapp Fr. 34'000 pro Jahr an Erbschafts- und Schenkungssteuern 
eingenommen. Diese Steuern tragen somit ca. 1% zu den Steuereinnahmen der Gemeinde bei.  
Die Teilrevision des kantonalen Steuergesetzes und des Gesetzes über die Gemeinde- und Kirchensteuern 
hat zur Folge, dass die kantonale Erbanfallsteuer nicht mehr von der Bemessungsgrundlage der kommuna-



len Erbschaftssteuer abgezogen werden kann. Gemäss Botschaft der Regierung an den Grossen Rat wirkt 
sich das als Erhöhung des Steuersubstrats um 10% aus. Dies bedeutet eine Zunahme um ca. Fr. 3'400 pro 
Jahr für die Gemeinde Rhäzüns.  
 
Abstimmung 
Die Gemeindeversammlung stimmt der Teilrevision des Steuergesetzes der Gemeinde Rhäzüns mit 83 zu 0 
Stimmen zu. 
 
 
4. Orientierungen  
 
Stand des Baubewilligungsverfahrens Mobilfunkantenne Swisscom 
Der an der letzten Gemeindeversammlung beschlossene runde Tisch, an welchem neben dem Gemeinde-
vorstand, Vertreter der Bürgergemeinde, der katholischen Kirchgemeinde, der Petitionäre/Einsprechenden 
und der Swisscom teilgenommen haben, hat zu keinem Ergebnis geführt. Zurzeit läuft noch eine Frist zur 
Einreichung einer Triplik durch die Einsprechenden. Zudem ist bei der Gemeinde ein Gesuch des Kirchge-
meindevorstandes eingegangen, welches einen Aufschub der Behandlung des Baugesuches bis ins erste 
Halbjahr 2020 beantragt. Hintergrund ist ein Beschluss der Kirchgemeindeversammlung, worin der Kirchen-
rat beauftragt wurde, mit der Swisscom nach Möglichkeiten zur Auflösung des Mietvertrags zu suchen. Der 
Gemeindevorstand wird an seiner nächsten Sitzung darüber befinden. 
 
 
6. Varia 
 
Nordanschluss 
Auf die Frage eines Versammlungsteilnehmers nach dem aktuellen Stand des Projektes Nordanschluss 
informiert der Gemeindepräsident, dass das Verfahren immer noch vor Verwaltungsgericht hängig ist. Ur-
sprünglich wurde der Gemeinde ein Entscheid bis Frühherbst 2019 in Aussicht gestellt. Mittlerweile ist nicht 
mehr mit einem Entscheid in diesem Jahr zu rechnen. 
 
Gemeinschaftsgrab 
Aus der Mitte der Versammlung wird die Frage gestellt, ob Bestattungen im Gemeinschaftsgrab mit dem 
Namen und Vornamen des Verstorbenen versehen werden können.  
Gemäss dem Gemeindepräsidenten ist die ursprüngliche Idee des Gemeinschaftsgrabes, anonyme Bestat-
tungen zu ermöglichen, da dies zunehmend ein Bedürfnis darstellt. Bislang wurde die Gemeinde noch mit 
keinem Wunsch nach einer Beschriftung konfrontiert. Sollte ein entsprechender Antrag durch die Gemeinde-
versammlung aber als erheblich erklärt werden, wird der Vorstand den Sachverhalt – in Absprache mit der 
Kirchgemeinde - diskutieren und der Gemeindeversammlung Bericht und Antrag unterbreiten. 
 
Antrag Heidi Caviezel gemäss Art. 20 der Gemeindeverfassung 
Der Gemeindevorstand wird aufgefordert die Machbarkeit einer Namensbeschriftung im Gemeinschaftsgrab 
zu prüfen und der Gemeindeversammlung Bericht und Antrag zu stellen. 
 
Abstimmung 
Die Gemeindeversammlung erklärt den Antrag mit 73 zu 2 Stimmen bei 8 Enthaltungen für erheblich. 
 
Arztpraxis in Rhäzüns 
Gemäss neuesten Informationen wird Frau Dr. med. E. Pommé, Bonaduz, ab Mitte Dezember 2019 eine 
Arztpraxis in Rhäzüns eröffnen. Diese Praxis wird gemäss aktuellem Kenntnisstand des Gemeindepräsiden-
ten während zwei Halbtagen pro Woche betrieben. 
 
Neujahrsapéro 2020 
Dieser findet am 03. Januar 2020, 18.00 Uhr, im Gemeindesaal statt. 
 

 
Auflagefrist: 23. Dezember 2019 – 21. Januar 2020 

Das Gemeindegesetz für den Kanton Graubünden sieht vor, dass die Protokolle der Gemeindeversammlung spätestens einen Monat 
nach der Gemeindeversammlung zu veröffentlichen sind. Einsprachen gegen das Protokoll können während der 30-tägigen Auflagefrist 
schriftlich beim Gemeindevorstand eingereicht werden. Diese werden an der nächsten Gemeindeversammlung behandelt und das 
Protokoll anschliessend zur Genehmigung unterbreitet. Wenn innert Frist keine Einsprachen eingehen, gilt das Protokoll als genehmigt; 
eine formelle Genehmigung durch die Gemeindeversammlung ist nicht mehr notwendig bzw. sogar ausgeschlossen. 

 

Präsident Reto Loepfe Kanzlist Adriano Jenal 

 


